
 

Eidesstattliche Versicherung 
 
 
 
In Kenntnis der Strafbarkeit einer vorsätzlichen oder fahrlässig falschen Versicherung an 
Eides statt und in dem Wissen, dass von dieser Erklärung vor einem Gericht Gebrauch 
gemacht werden kann, bestätige ich, 
 
 
 
________________________________________________________________________ 

(Name, Anschrift) 
 

hiermit dem Regierungspräsidium                           , dass ich keine Vereinbarungen 
getroffen habe, die gegen § 8 Satz 2, § 9 Abs. 1, §§ 10 oder 11 des Gesetzes über das 
Apothekenwesen (siehe Anlage) verstoßen. 
 
Ich versichere an Eides statt, dass ich nach bestem Wissen die reine Wahrheit gesagt und 
nichts verschwiegen habe. 
 
Mir ist bekannt, dass eine eidesstattliche Versicherung eine nach den §§ 156, 161 Abs. 1 
Strafgesetzbuch (StGB) strafbewehrte Bestätigung der Richtigkeit meiner Erklärung ist. Mir 
sind die strafrechtlichen Folgen einer unrichtigen, d.h. nicht den Tatsachen 
entsprechenden oder unvollständigen Erklärung, d.h. das Verschweigen der wesentlichen 
Tatsachen, bekannt. 
 
Nach § 156 StGB wird mit Freiheitsstrafe bis zu 3 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wer 
vor einer zur Abnahme einer Versicherung an Eides statt zuständigen Behörde eine solche 
Versicherung vorsätzlich falsch abgibt. Nach § 161 Abs. 1 StGB wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft, wer vor einer zur Abnahme einer Versicherung 
an Eides statt zuständigen Behörde eine solche Versicherung fahrlässig falsch abgibt. 
 
Diese eidesstattliche Versicherung gebe ich gegenüber dem Regierungspräsidium 
                           ab. 
 
 
 
 
 
________________________ ___________________________________________ 
(Ort, Datum)    (Unterschrift) 



 

Anlage 

Gesetz über das Apothekenwesen (Apothekengesetz - ApoG) 

 
§ 8  

Mehrere Personen zusammen können eine Apotheke nur in der Rechtsform einer 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder einer offenen Handelsgesellschaft betreiben; in 
diesen Fällen bedürfen alle Gesellschafter der Erlaubnis. Beteiligungen an einer Apotheke 
in Form einer Stillen Gesellschaft und Vereinbarungen, bei denen die Vergütung für dem 
Erlaubnisinhaber gewährte Darlehen oder sonst überlassene Vermögenswerte am Umsatz 
oder am Gewinn der Apotheke ausgerichtet ist, insbesondere auch am Umsatz oder 
Gewinn ausgerichtete Mietverträge sind unzulässig. Pachtverträge über Apotheken nach § 
9, bei denen die Pacht vom Umsatz oder Gewinn abhängig ist, gelten nicht als 
Vereinbarungen im Sinne des Satzes 2. Die Sätze 1 bis 3 gelten für Apotheken nach § 2 
Abs. 4 entsprechend. 
 
 
 

§ 9 
  
(1) Die Verpachtung einer Apotheke oder von Apotheken nach § 2 Abs. 4 ist nur in 
folgenden Fällen zulässig: 1. 
wenn und solange der Verpächter im Besitz der Erlaubnis ist und die Apotheke aus einem 
in seiner Person liegenden wichtigen Grund nicht selbst betreiben kann oder die Erlaubnis 
wegen des Wegfalls einer der Voraussetzungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 7 widerrufen oder 
durch Widerruf der Approbation wegen des Wegfalls einer der Voraussetzungen nach § 4 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 der Bundes-Apothekerordnung erloschen ist; 
2. 
nach dem Tode eines Erlaubnisinhabers durch seine erbberechtigten Kinder bis zu dem 
Zeitpunkt, in dem das jüngste der Kinder das 23. Lebensjahr vollendet. Ergreift eines 
dieser Kinder vor Vollendung des 23. Lebensjahres den Apothekerberuf, so kann die Frist 
auf Antrag verlängert werden, bis es in seiner Person die Voraussetzungen für die 
Erteilung der Erlaubnis erfüllen kann; 
3. 
durch den überlebenden erbberechtigten Ehegatten oder Lebenspartner bis zu dem 
Zeitpunkt der Heirat oder der Begründung einer Lebenspartnerschaft, sofern er nicht 
selbst eine Erlaubnis gemäß § 1 erhält. 
Die Zulässigkeit der Verpachtung wird nicht dadurch berührt, daß nach Eintritt der in Satz 
1 genannten Fälle eine Apotheke innerhalb desselben Ortes, in Städten innerhalb 
desselben oder in einen angrenzenden Stadtbezirk, verlegt wird oder daß ihre 
Betriebsräume geändert werden. Handelt es sich im Falle der Verlegung oder der 
Veränderung der Betriebsräume um eine Apotheke, die nach Satz 1 Nr. 1 verpachtet ist, 
so bedarf der Verpächter keiner neuen Erlaubnis. § 3 Nr. 5 bleibt unberührt. 
(1a) Stirbt der Verpächter vor Ablauf der vereinbarten Pachtzeit, so kann die zuständige 
Behörde zur Vermeidung unbilliger Härten für den Pächter zulassen, daß das 
Pachtverhältnis zwischen dem Pächter und dem Erben für die Dauer von höchstens zwölf 
Monaten fortgesetzt wird. 
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(2) Der Pächter bedarf der Erlaubnis nach § 1. Der Pachtvertrag darf die berufliche 
Verantwortlichkeit und Entscheidungsfreiheit des pachtenden Apothekers nicht 
beeinträchtigen. 
 
(3) Für die Dauer der Verpachtung finden auf die Erlaubnis des Verpächters § 3 Nr. 4, § 4 
Abs. 2, soweit sich diese Vorschrift auf § 2 Abs. 1 Nr. 6 bezieht, sowie § 7 Satz 1 keine 
Anwendung. 
 
(4) Die nach Absatz 2 erteilte Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn bei ihrer Erteilung eine 
der Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht vorgelegen hat; sie ist zu widerrufen, wenn 
nachträglich eine dieser Voraussetzungen weggefallen ist. § 4 bleibt unberührt. 
 
 

§ 10  

Der Erlaubnisinhaber darf sich nicht verpflichten, bestimmte Arzneimittel ausschließlich 
oder bevorzugt anzubieten oder abzugeben oder anderweitig die Auswahl der von ihm 
abzugebenden Arzneimittel auf das Angebot bestimmter Hersteller oder Händler oder von 
Gruppen von solchen zu beschränken. 
 
 

§ 11  

(1) Erlaubnisinhaber und Personal von Apotheken dürfen mit Ärzten oder anderen 
Personen, die sich mit der Behandlung von Krankheiten befassen, keine Rechtsgeschäfte 
vornehmen oder Absprachen treffen, die eine bevorzugte Lieferung bestimmter 
Arzneimittel, die Zuführung von Patienten, die Zuweisung von Verschreibungen oder die 
Fertigung von Arzneimitteln ohne volle Angabe der Zusammensetzung zum Gegenstand 
haben. § 140a des Fünften Buches Sozialgesetzbuch bleibt unberührt. 
(2) Abweichend von Absatz 1 darf der Inhaber einer Erlaubnis zum Betrieb einer 
öffentlichen Apotheke auf Grund einer Absprache anwendungsfertige 
Zytostatikazubereitungen, die im Rahmen des üblichen Apothekenbetriebes hergestellt 
worden sind, unmittelbar an den anwendenden Arzt abgeben. 
(3) Der Inhaber einer Erlaubnis zum Betrieb einer Krankenhausapotheke darf auf 
Anforderung des Inhabers einer Erlaubnis zum Betrieb einer öffentlichen Apotheke die im 
Rahmen seiner Apotheke hergestellten anwendungsfertigen Zytostatikazubereitungen an 
diese öffentliche Apotheke oder auf Anforderung des Inhabers einer Erlaubnis zum Betrieb 
einer anderen Krankenhausapotheke an diese Krankenhausapotheke abgeben. Dies gilt 
entsprechend für den Inhaber einer Erlaubnis zum Betrieb einer öffentlichen Apotheke für 
die Abgabe der in Satz 1 genannten Arzneimittel an eine Krankenhausapotheke oder an 
eine andere öffentliche Apotheke. Eines Vertrages nach § 14 Abs. 3 oder 4 bedarf es 
nicht. 

(4) Im Falle einer bedrohlichen übertragbaren Krankheit, deren Ausbreitung eine sofortige 
und das übliche Maß erheblich überschreitende Bereitstellung von spezifischen 
Arzneimitteln erforderlich macht,  
a) 

findet Absatz 1 keine Anwendung auf Arzneimittel, die von den 
Gesundheitsbehörden des Bundes oder der Länder oder von diesen benannten 
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Stellen nach § 47 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3c des Arzneimittelgesetzes bevorratet oder 
nach § 21 Absatz 2 Nummer 1c des Arzneimittelgesetzes hergestellt wurden, 

b) 
gilt Absatz 3 Satz 1 und 2 entsprechend für Zubereitungen aus von den 
Gesundheitsbehörden des Bundes oder der Länder oder von diesen benannten 
Stellen bevorrateten Wirkstoffen. 
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